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Text 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 

§ 118b. (1) Überschreitet in einem Kalenderjahr 

 1. bei einer oder mehreren die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründenden 
Erwerbstätigkeiten oder 

 2. bei einer oder mehreren die Pflichtversicherung nach dem ASVG begründenden Beschäftigungen 
und einer oder mehreren die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründenden 
Erwerbstätigkeiten oder 

 3. bei einer oder mehreren die Pflichtversicherung nach dem GSVG und nach diesem Bundesgesetz 
begründenden Erwerbstätigkeiten 

die Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung – einschließlich der Sonderzahlungen – die 
Summe der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen nach § 48 GSVG für die im Kalenderjahr liegenden 
Beitragsmonate der Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit, wobei sich deckende 
Beitragsmonate nur ein Mal zu zählen sind, so hat die versicherte Person Anspruch auf Beitragserstattung 
nach den Abs. 2 und 3. 

(2) Bei Anfall einer Leistung aus den Versicherungsfällen des Alters oder der Erwerbsunfähigkeit 
sind der versicherten Person von Amts wegen zu erstatten: 

 1. die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge nach dem ASVG in halber Höhe, 

 2. die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge nach § 27 Abs. 2 Z 1 GSVG oder nach 
§ 8 FSVG in voller Höhe und 
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 3. die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge nach diesem Bundesgesetz in jener 
Höhe, in der die Beiträge von der versicherten Person zu tragen sind, 

jeweils aufgewertet mit dem der zeitlichen Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor (§ 45). Ist jedoch 
das APG anzuwenden, so ist in gleicher Weise nur der Überschreitungsbetrag nach § 12 Abs. 1 zweiter 
Satz APG zu erstatten, wenn die Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit das gesamte 
Kalenderjahr hindurch bestanden hat; ist dies nicht der Fall, so ist die für die Erstattung maßgebliche 
Jahreshöchstbeitragsgrundlage abweichend von § 12 Abs. 1 zweiter Satz APG aus der Summe der 
monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen zu bilden. 

(3) Die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge sind auf Antrag auch vor Anfall der 
Leistung nach Abs. 2 zu erstatten. Für die Erstattung der Beiträge gilt Abs. 2 entsprechend. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 des 
Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Antrag gemäß 
Abs. 2 binnen sechs Monaten nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder auf Bezugsfortzahlung 
nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum der Funktionsausübung gemäß § 12 des 
Bundesbezügegesetzes gestellt werden kann. 
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